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PRÄAMBEL

Die Stadt Bad Reichenhall erlässt diesen Bebauungsplan aufgrund

des § 2 Abs. 1, der §§ 9 und 10  des Baugesetzbuches - BauGB - In der Fassung der Bekanntmachung vom
03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 394)

der Baunutzungsverordnung - BauNVO - In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr.176)

des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung - BayBO -  In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007
(GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch die §§ 12 und 13 des Gesetzes vom 23. Dezember
2024 (GVBI. S. 605) und durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 619)

Sowie des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - GO in der Fassung der Bekanntmachung
vom 22. August 1998 (GVBI S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I) zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes
vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 573)

als Satzung
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FASSUNG VOM

B.   FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Art und Maß der baulichen Nutzung

Verkehrsfläche

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Baugrenze

SM

Fußbodenoberkante Rohfußboden in m ü NHN
z.B. 453,8

Stützmauer / Lärmschutzmaßnahme/Sichtschutz

Straßenverkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie

7,5 Wandhöhe (z.B. 7,5 m)

Nutzungsschablone s. Planteil:

2 max. Wandhöhe (WH) in m

Fußbodenoberkante Rohfußboden in m ü NHN
z.B. 453,0 m ü NHN

453,8

Bezeichnung der Baufenster1

3

Abgrenzung unterschiedlicher Wandhöhen

Flächen für Nebenanlagen

Landwirtschaftlicher Weg zu Grundstücken

GE

Baugrenze für Dachterrasse

2 3

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und
Radweg (privat)

Abgrenzung unterschiedlicher Gewerbegebietsteilflächen
mit Nummerierung der Teilfläche
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F     VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Stadtrat hat in der Sitzung vom .......................... gem. § 2 Abs. 1 BauGB die
Aufstellung der Bebauungsplanänderung beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde
am .......................... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
........... hat in der Zeit vom .......... bis .......... stattgefunden.

3.      Die frühzeitige  Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ..........
hat in der Zeit vom ..........  bis ..........  stattgefunden.

4.       Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom ..........................
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.    § 4 Abs. 2 BauGB
in der Zeit vom .......................... bis .......................... beteiligt.

5.       Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom .......................... wurde mit
der Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............................. bis
..................... öffentlich ausgelegt

6.       Die Stadt Bad Reichenhall hat mit Beschluss des Stadtrates vom ..................... die
Bebauungsplanänderung gem. § 10 Abs. 1 BauGB  in der Fassung vom ..........................
als Satzung beschlossen.

          Bad Reichenhall, den ..................

          ............................................................                               (Siegel)
          Dr. Christoph Lung, Oberbürgermeister

7.       Ausgefertigt

          Bad Reichenhall, den ..................

          ............................................................                               (Siegel)

          Dr. Christoph Lung, Oberbürgermeister

8.       Der Satzungsbeschluss zur Bebauungsplanänderung wurde am   .......................... gemäß
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Die Bebauungsplanänderung
mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu
jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft
gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen.

          Bad Reichenhall, den ..................

          ............................................................                               (Siegel)

          Dr. Christoph Lung, Oberbürgermeister
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D.    FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung

1.1.1 Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO)

festgesetzt.

1.1.2 Die Nutzungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNVO (Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke) sowie
§ 8 Abs. 3 BauNVO (Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke /
Vergnügungsstätten) sind auch nicht ausnahmsweise zulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung

1.2.1 Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) gemäß § 19 Abs. 1 BauNVO ist mit max. 0,8 festgesetzt.

1.2.2 Die maximale Wandhöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt.

Oberer Bezugspunkt ist die Oberkante Attika bzw. Absturzsicherung bzw. der traufseitige Schnittpunkt
der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut. Unterer Bezugspunkt ist die jeweils in der
Planzeichnung festgesetzte Oberkante Rohfußboden im Erdgeschoss. Bei Pultdächern ist die
festgesetzte Wandhöhe die Firsthöhe.

Bei bautechnischen Zwängen, z. B. im Zusammenhang mit Entwässerung, Geologie oder
Oberflächenbelägen kann vom unteren Bezugspunkt ausnahmsweise um +/- 0,2 m abgewichen werden.

1.3 Überbaubare Grundstücksfläche, Nebenanlagen

1.3.1 Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Planeintrag in der Planzeichnung festgesetzt.

1.3.2 Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO (z. B. Fahrradabstellplätze, Trafostationen, und Anlagen für die
Rückhaltung von Niederschlagswasser, ...) sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.4 Bauweise

1.4.1 Es wird eine abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.

1.4.2 Gebäudelängen bis 165 m sind zulässig.

1.5 Erschließung, Stellplätze, Garagen

1.5.1 Stellplätze sind auf dem Baugrundstück auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.5.2 Zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche und Garagen muss ein Abstand von min. 5,00 m für Zu- und
Abfahrten vorhanden sein.

1.5.3 Fahrradabstellplätze sind in ausreichender Zahl und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit
herzustellen und bereitzuhalten.

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

1.6.1 Zufahrten, Zuwegungen, offene Stellplätze sowie untergeordnete Lagerflächen, auf denen nicht mit
wassergefährdeten Stoffen umgegangen wird, sind, soweit andere gesetzliche Vorschriften oder im GE
betriebsbedingte Anforderungen nicht entgegenstehen, mit tragfähigen, wasserdurchlässigen Belägen
(z. B. Schotterrasen, Rasengitter, Pflaster mit offenen Fugen) herzustellen.

1.6.2 Niederschlagswasser ist auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern.

Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine belebte Oberbodenschicht anzustreben. Die Eignung
des Untergrundes zur Versickerung nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ist zu prüfen.
Ist eine breitflächige Versickerung nicht möglich, ist eine linienförmige Versickerung z. B. mittels
Mulden-Rigolen oder Rigolen (oder anderer Maßnahmen) zu realisieren. Ist eine Versickerung aufgrund
des Untergrundes nicht möglich, ist zum Bauantrag ein Entwässerungskonzept zu erarbeiten, das
wasserrechtlich zu genehmigen ist.

1.7 Artenschutz

1.7.1 Gebäude dürfen nur im Zeitraum 01. Oktober bis 28./29. Februar abgerissen werden.

1.7.2 Zur Vermeidung von Vogelschlag sind Glasflächen, insbesondere solche mit Durchsicht auf freien
Himmel und Vegetation, so zu gestalten oder durch Materialwahl, Strukturierung, Beschichtung zu
behandeln, dass diese von Vögeln wahrgenommen werden können und Spiegelungen unterbleiben.
Freistehende Glaswände und tansparente Konstruktionen mit Durchsichten auf freien Himmel oder
Vegetation hinter dem Glas sind zwangsläufig mattiert oder mit einer Bemusterung gegen Vogelschlag
herzustellen.

1.7.3 Für Außenbeleuchtung sind ausschließlich insektenfreundliche Leuchtmittel mit warmweißen LEDs 
(Lichtfarbe 2.700-3.000 Kelvin) oder Natriumdampfniederdrucklampen zu verwenden.

Leuchtengehäuse sind dicht, ohne Fallenwirkung für Insekten auszuführen.

Die Beleuchtung muss nach unten gerichtet sein und darf keine Abstrahlung nach oben, über die 
Horizontale hinweg aufweisen.

1.7.4 Die CEF Maßnahmen zur Zauneidechse sind gemäß der Kapitel 4.2 bis 4.6 der naturschutzfachlichen
Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP), Dipl.-Biol. Johanna Stegherr v.
24.04.2024 (s. Anlage zur Begründung) umzusetzten.

1.8 Immissionsschutz

1.8.1 Zulässige Lärmemissionen nach der DIN 45691:2006-12

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle
angegebenen Emissionskontingente LEK nach der DIN 45691:2006-12 "Geräuschkontingentierung"
weder tags noch nachts überschreiten.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A):

Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt für Immissionspunkte außerhalb des
Plangebietes nach der DIN 45691:2006-12.

Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses Vorhaben
dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist, als die Summe der sich aus
den Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingenten.

Die Emissionskontingente dürfen nur einmalig für einen Betrieb inklusive eventueller betrieblicher
Untervermietungen herangezogen werden.

Als Bezugsfläche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte Fläche heranzuziehen.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der
Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten um
mindestens 20 dB unterschreitet.

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

Legende:       LEK                  : Emissionskontingente nach der DIN 45691: 2006-12 in dB (A)/ m²
                      S                   : Flächengröße der Gewerbegebietsfläche in m²

   Alle Pegel in dB(A)

              Gewerbegebietsfläche

GE01

ta          na                m²

65,0 50,0 14623

67,0 52,0 5577GE02

GE03

GE04

54,0 39,0 8275

57,0 42,0 7168

GE05 60,0 45,0 5160

             LEK               S

A.  PLANZEICHNUNG

Grünordnung

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Gehölz zu pflanzen

Extensive Dachbegrünung

Immissionsschutz

Baum zu pflanzen (Standort kann abweichen)

private Grünfläche mit Zweckbestimmung: Lebensraum Zauneidechsen
gem. saP, Dipl.Biol. Johanna Stegherr vom 20.10.23

Flächen zur Regelung des Wasserabflusses

Versickerungsbecken

Sektorlinie für das Zusatzkontingent der Gewerbegebietsteilflächen
GE01 und GE02 mit Angabe des Sektors

Landwirtschaftlicher Weg zu Grundstücken
Fl.Nr. 248, 245, 437 (Gemarkung Marzoll)
Zufahrt private Verkehrsfläche Breite 3,0 m

Baum zu erhalten

A
B

festgelegte, herzustellende Geländehöhe der Abgrabung mit einem
Spielraum von +/- 0,2 m in m ü. NHN

Fläche für Abgrabungen

Fläche zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(Sichtschutzwall erhalten)

bestehende, zu erhaltende Höhenlange des zu erhaltenden Sichtschutzwalles in
m. ü. NHN gem. Vermessung v. 22.11.2023, Vermessungsbüro Bertoldi

Böschung

C.   HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

bestehende Flurstücksgrenzen mit Flurnummern

Bestand

423/3

Maßzahl in Meter (z.B. 15.0 m)

Einfahrt Grundstück

Anbauverbotszone Bundesstraße (20 m)

Sonstige Festsetzungen

Leitungsrecht für Kanal zugunsten Fl.Nr. 423, Gemarkung Marzoll

Schranke / Tor

Trafostation

Gebäude abzubrechen

454.68

Höhenlinien gem. Vermessung v. 22.11.2023, Vermessungsbüro Bertoldi

Geländehöhen Bestand gem. Vermessung v. 04.09.2015 und 27.01.2022,
Vermessungsbüro Bertoldi

454.68 Höhenbezugspunkt (Kanaldeckel): 454.68 m ü. NHN

15.0

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

Es ist folgendes Zusatz-Emissionskontingent LEK,zus,k für die Gewerbegebietsflächen GE01 und
GE02 zulässig:

Es ist folgendes Zusatz-Emissionskontingent LEK,zus,k für die Gewerbegebietsflächen GE03 bis
GE05 zulässig:

Die Zusatzkontingente beziehen sich auf den Bezugspunkt X = 793604 / Y = 5296244.

Die Richtungssektoren gelten für die aufgeführten Öffnungswinkel. Der Norden entspricht 0 Grad.

Die Gesamtemission berechnet sich aus der Summe aller Emissionskontingente im Bebauungsplan-
gebiet zuzüglich der Zusatz-Emissionskontingente LEK,zusk.

Hinweis:

Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und
Genehmigungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines
Lärmschutzgutachtens auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.

1.8.2 Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen im Sinne der
DIN 4109-1 ("Schallschutz im Hochbau, Anforderungen und Nachweise") sind zum Schutz vor
Außenlärm technische Vorkehrungen nach der jeweils bauordnungsrechtlich eingeführten DIN 4109-1,
mindestens jedoch nach DIN 4109-1:2018-01, zu treffen, die gewährleisten, dass die Anforderungen an
die Luftschalldämmung von Außenbauteilen eingehalten werden.

2. Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen

2.1 Abstandsflächen

Die Geltung der Vorschriften des Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO wird angeordnet. Ein abweichendes Maß
der Tiefe der Abstandsflächen wird gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBo nicht zugelassen.

2.2 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen

2.2.1 Dächer und Dachaufbauten

Als Dachform für Hauptgebäude, Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO und Garagen sind flach geneigte
Dächer (Satteldach (SD) und Pultdach (PD)) mit einer Dachneigung von 0° bis 10° zulässig. Für das
Bestandsgebäude innerhalb des Baufensters F ist auch ein Satteldach mit einer Dachneigung bis
24°zulässig.

Lichtkuppeln oder Lichtbänder im Dach sind zulässig. Diese dürfen dabei max. 0,5 m über die Dachhaut
hinausragen und sich auf max. 10 % der Dachfläche erstrecken.

Technische Aufbauten (Klima- und Kühlgeräte, Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen usw.) auf den
Dächern sind unzulässig. Dies umfasst nicht die erforderlichen Anlagen zur Gewinnung solarer
Strahlungsenergie sowie Kamine.

2.2.2 Fassadengestaltung / Dacheindeckung

2.2.3 Grelle, reflektierende und leuchtende Materialien und Farben wie z. B. die RAL-Farben 1016, 1026,
2005, 2007, 3024 und 3026, 4000, 6032, 6037 und 6038 sind für Dacheindeckungen und Außenwände
nicht zulässig.

2.2.4 Anlagen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie

Auf Flachdächern sind aufgeständerte solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen zulässig, wenn
der Abstand der Anlage zur Vorderkante der Außenwand mind. 1,5 m beträgt und die Oberkante der
Anlage höchstens 1,0 m über der Attika liegt.

Auf geneigten Dächern sind solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen zulässig, wenn sie
dieselbe Dachneigung und Ausrichtung wie die des Daches aufweisen und parallel zur Dachhaut
montiert sind.

2.3 Einfriedungen

2.3.1 Sofern es sich nicht um Stützmauern handelt, sind Einfriedungen sockellos und mit einem Abstand von
mindestens 10 cm zum Boden zu errichten (Tierwanderung).

2.3.2 Einfriedungen sind in Pflanzflächen zu integrieren. Eine geschlossene Be- oder Hinterpflanzung ist dabei
nicht erforderlich (s. auch Festsetzungen durch Planzeichen und Text zur Grünordnung.).

2.4 Abgrabung und Aufschüttung

2.4.1 Abgrabungen und Aufschüttungen sind nur zu folgendem Zweck zulässig:

a) zur höhengleichen Angleichung des Grundstücks an die Straßenverkehrsfläche;

b) zur Angleichung des Grundstücks an die festgesetzte Oberkante des Erdgeschoss-Fertig-Fußbodens
oder tatsächlich vorgesehene Oberkante des Erdgeschoss-Fertigfußbodens;

c) zur Herstellung ggf. erforderlicher Versickerungsmulden oder -gräben.

2.4.2 In der Planzeichnung ist die festgelegte, herzustellende Geländehöhe der Abgrabung durch Planeintrag
festgelegt

3. Grünordnerische Festsetzungen

3.1 Dachbegrünung

3.1.1 In der Planzeichnung gekennzeichnete Dachflächen sind mindestens extensiv zu begrünen. Die
Mindeststärke der Drän-, Filter- und Vegetationstragschicht beträgt 6 cm. Die Begrünung ist dauerhaft zu
erhalten. Die Begrünung ist dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

3.1.2 Davon ausgenommen sind Dachflächenbereiche, die für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer
Energiequellen, für erforderliche haustechnische Einrichtungen oder für
Tageslicht-Beleuchtungselemente genutzt werden.

3.1.3 Ausnahmen von der Dachbegrünungspflicht können zugelassen werden, wenn die Anforderungen nur
mit einem unverhältnismäßigen wirtschaftlichen Mehraufwand erfüllt werden können. Hierunter fallen
zum Beispiel Hallen als Gebäude mit einem überwiegend nicht weiter unterteilten Innenraum, bei denen
aufgrund ihrer Leichtbauweise (z. B. Trapezblech) eine Dachbegrünung wegen der statischen Mehrlast
wirtschaftlich unzumutbar ist.

            Sektor              Anfang                 Ende               Zusatzkontingent LEK, Zusk

                                                                                           tags                   nachts

                A                   331                       97                      0                          0

                B                     97                     331                      9                          9

Legende:       LEK, Zusk                 : Zusatzkontingente nach der DIN 45691: 2006-12
                      Alle Pegel in dB(A)

            Sektor              Anfang                 Ende               Zusatzkontingent LEK, Zusk

                                                                                           tags                   nachts

                A                   331                       97                      0                          0

                B                     97                     331                      8                          8

Legende:       LEK, Zusk                 : Zusatzkontingente nach der DIN 45691: 2006-12
                      Alle Pegel in dB(A)

E.    HINWEISE DURCH TEXT

1. Kommunale Satzungen
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans gelten die kommunalen Satzungen in der jeweils aktuell 
gültigen Fassung, sofern keine abweichenden Regelungen festgesetzt werden.

2. Anbauverbotszone
In der Anbauverbotszone zur B21 dürfen gemäß Art. 23 BayStrWG keine baulichen Anlagen errichtet 
werden. Ausnahmen davon sind nur zulässig, wenn das staatliche Bauamt Traunstein der Errichtung 
zustimmt, da keine Gefährdung für die Sicherheit des Verkehrsgeschehens ausgeht.

3. Wegerecht
Im Südwesten wurde ein landwirtschaftliches Wegerecht in einer Breite von 3,0 m auf die im Plan
gekennzeichneten Grundstücke aufgenommen.

4. Altlasten
Hinweise oder Kenntnisse zu Altlastenverdachtsflächen liegen im Plangebiet nicht vor. Sollten während
der Baumaßnahmen dennoch Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, welche auf eine Altlast o. Ä.
hinweisen, ist das Landratsamt Berchtesgadener Land zu verständigen.

5. Kampfmittel
Das Stadtgebiet wurde in Kriegsfolge bombardiert. Mit dem Vorhandensein von Bombenblindgängern
oder Kampfmittelfunden aufgrund der Kriegsfolge muss gerechnet werden. Bei derartigen Funden ist die
Stadt Bad Reichenhall umgehend zu informieren.

6. Schutz des Bodens
Der Oberboden, sofern vorhanden, ist zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend der DIN 18915, Blatt 2,
abzuschieben, zu lagern und einer sinnvollen Folgennutzung zuzuführen. Eine Vermischung von 
Humushorizont und Unterboden ist auszuschließen.

Die Böden bereits verdichteter Flächen und von im Rahmen des Baubetriebs beanspruchter Flächen sind
tiefgründig zu lockern, soweit diese für eine Begrünungsmaßnahme vorgesehen sind. Obermodenmieten
sind flächig mit einer Decksaat zu versehen.

7. Baumschutz
Die Regelungen der DIN 18920 - Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen, der RAS - LP 4 - Richtlinie für die Anlage von Straßen Teil: Landschaftspflege, der 
ZTV-Baumpflege und der ZTV-Vegetationstragschichten sind zu beachten.

8. Schutz vor Oberflächenwasser, Grundwasser und Starkregenereignissen
Starkniederschläge können flächendeckend überall auftreten. Voraussichtlich werden solche 
Niederschläge aufgrund der Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität weiter zunehmen. Auch im
Planungsgebiet können bei sogenannten Sturzfluten flächenhafter Abfluss von Wasser und Schlamm
sowie Erosionen auftreten. Entsprechende Vorkehrungen und Maßnahmen gegen Überflutung sind im
jeweiligen Bauantrag zu prüfen und nachzuweisen.

Je nach Größe und Lage der neuen Baukörper bzw. der Baumaßnahmen kann der Abfluss des
flächenhaft abfließenden Oberflächenwassers und des Schlammes gegebenenfalls so verändert werden,
dass dies zu nachteiligen Auswirkungen auf Ober- oder Unterlieger führt.

Bei Eingriffen in den Wasserhaushalt (z. B. Absenkungen während der Baumaßnahme oder die Umleitung
des abfließenden Oberflächenwassers durch den neuen Baukörper) sind entsprechende wasserrechtliche
Erlaubnisse zu beantragen und § 37 des Wasserhaushaltsgesetzes (Veränderung des Wasserabflusses)
ist zu berücksichtigen.

Im Plangebiet liegen keine Erkenntnisse über Grundwasserstände vor. Diese sind bei Bedarf 
eigenverantwortlich zu ermitteln. Sollte in das Grundwasser eingegriffen werden, so sind im Vorfeld die 
entsprechenden wasserrechtlichen Gestattungen einzuholen.

9. Niederschlag und Entwässerung
Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) bzw.
in oberirdische Gewässer (TRENOG) sind einzuhalten.

Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung bei der Kreisverwaltungsbehörde zu beantragen.

Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind die 
Anforderungen der DWA-Blätter A 138 und M 153 einzuhalten.

Auf die Möglichkeit der Regenwassernutzung z. B. zur Gartenbewässerung und WC-Spülung wird 
hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist nach AVBWasserV dem 
Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist unter anderem sicherzustellen, dass keine 
Rückwirkungen auf das private und öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz entstehen.

10. Trink- und Brauchwasser
Die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser ist durch den Anschluss an das zentrale Versorgungsnetz
der Stadt sicherzustellen. Die Leistungsfähigkeit ist durch den Versorger abzustimmen.

11. Denkmalschutz
Eventuell zutage tretende Bodendenkmäler unterliegen gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG der 
Meldepflicht der unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege.

12. Immissionsschutz
Den schalltechnischen Festsetzungen liegt die schalltechnische Untersuchung der noise.business vom 
06.05.2025 (Bericht-Nr. NB21-113-SU-05-01) zugrunde. Der Nachweis des Schallschutzes gegen 
Außenlärm ist durch ein qualifiziertes Fachbüro zu erbringen. Die maßgeblichen Außenlärmpegel können
der vorstehenden schaltechnischen Untersuchung entnommen werden.

13. Artenliste/Eingrünung - Gehölzliste
Es wird auf das Merkblatt „Eingrünung- Gehölzliste“ des Landratsamtes Berchtesgadener Land
verwiesen.

3.2 Anpflanzung von Bäumen

3.2.1 Die nicht überbauten Flächen des Baugrundstücks sind zu begrünen. Je 750 m² Grundstücksfläche (ohne
Verkehrsfläche) ist ein standortgerechter, Laub- oder Obstbaum und ein Strauch zu pflanzen und in dieser Weise
zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Ausgefallene Pflanzungen sind zu ersetzen. Die in Grünflächen oder den
Flächen zum Anpflanzen von Gehölzen festgesetzten Planbäume können darauf angerechnet werden.

3.2.2 Artenauswahl Bäume, sonstige Gehölze und Saatgut
3.2.3 Die Pflanzen- und Saatgutauswahl ist auf heimische Arten auszurichten und hat den Kriterien

Trockenheitstoleranz, Pollen-/ Nektarangebot und Raumwirkung zu folgen.
3.2.4 Folgende Mindestpflanzgrößen werden festgesetzt:
3.2.5 Baumgröße: Als Bäume sind Hochstämme mit einem Stammumfang von 

mind. 18 - 20 cm mit Ausnahme der Obstbäume, zu verwenden. 
Obstbäume sind als Hochstamm zu pflanzen.

3.2.6 Strauchgröße: Als Sträucher sind Gehölze der Größe 100 - 150 cm zu 
verwenden.

3.2.7 Bäume, die als zu erhalten festgesetzt sind, müssen dauerhaft erhalten und bei Abgang ersetzt werden.
Zu erhaltende Bäume und Gehölze sind für die gesamte Dauer der Baumaßnahme im Stamm-, Kronen-
und Wurzelbereich gemäß DIN 18920 zu schützen.

3.2.8 Baumfällungen und Rodungen sowie das Entfernen aller oberirdischer Vegetationsteile und
Kleinstrukturen haben nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar zu erfolgen.

14. Naturschutzfachliche Ausgleichsfläche
Die Ausgleichsmaßnahme wird auf einer Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 712, Gemarkung Freilassing,
der Stadt Freilassing von 9.863 m² erbracht. Zielbiotoptyp ist ein „Waldmantel frischer bis mäßig trockener
Standorte (W12)“. Die Sicherung erfolgt über einen städtebaulichen Vertrag.

15. Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften
Alle genannten Normen, Richtlinien und Vorschriften können im Rathaus der Stadt Bad Reichenhall,
Neues Rathaus, Stadtbauamt kostenlos eingesehen werden.
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